
Besondere Sorgfalt mit Sozialversicherungs-
beitrªgen und Subunternehmern! 

Das Gesetz bietet Anlass f¿r Unternehmen, das eigene 

Compliance-Management-System mit der neuen Rechtslage 

an der Schnittstelle von Arbeitsrecht und Strafrecht 

abzustimmen. ¦ber die Compliance-Abteilungen hinaus 

sollten sich aber auch sªmtliche Entscheidungstrªger in 

gefahrgeneigten Branchen mit den neuen Vorgaben 

befassen. 

 

A 
us arbeitsrechtlicher Sicht  

ist dabei insbesondere das Thema 

Scheinselbststªndigkeit von Bedeutung. Dabei 

geht es um Fªlle, in denen eine Zusammenarbeit, die 

tatsªchlich als Arbeitsverhªltnis einzustufen ist, ins Gewand 

der Selbststªndigkeit geh¿llt wird, um Sozialversicherungs-

beitrªge zu vermeiden. Was noch zulªssige Selbst-

stªndigkeit ist und wo die Scheinselbststªndigkeit beginnt, 

ist eine der schwierigsten Abgrenzungsfragen des 

Arbeitsrechts, die hªufig nur f¿r den Einzelfall beantwortet 

werden kann. 

Das Verbot der Scheinselbststªndigkeit wurde hªufig auch 

gezielt durch den Einsatz von Subunternehmern 

umgangen. Insbesondere in den Branchen Bau, Montage, 

Reinigung und Logistik, aber auch in allen anderen 

Branchen, die mit externen Dienstleistern und Agenturen 

arbeiten, ist hier Vorsicht geboten: Dort besteht nªmlich 

das Risiko, dass ein sozialversicherungspflichtiges 

Beschªftigungsverhªltnis mit entsprechenden Beitrags-

pflichten unmittelbar zwischen dem Auftraggeber und den 

einzelnen Personen zustande kommt.  

Wer diesen Beitragspflichten nicht nachkommt, muss 

wegen der flankierenden Vorschriften aus Strafï und 

Ordnungswidrigkeitenrecht mit erheblichen BuÇgeldern 

rechnen. 

 

A 
us strafrechtlicher Sicht 

war bislang Ä 266 a StGB (Vorenthalten und 

Veruntreuen von Arbeitsentgelt) die zentrale 

Norm zum Schutz der Sozialversicherungsbeitrªge. 

Wªhrend nach dieser Norm nur vorsªtzliche VerstºÇe 

strafbar sind, hat der Gesetzgeber mit Ä 8 Abs. 3 

SchwarzArbG nun auch eine leichtfertige Begehungsweise 

derselben Tat eingef¿gt. Leichtfertigkeit kann dabei 

gleichbedeutend mit grober Fahrlªssigkeit verstanden 

werden. Ä 8 Abs. 3 SchwarzArbG ist zwar nicht als 

Straftatbestand, sondern als BuÇgeldtatbestand 

ausgestaltet ð die wirtschaftlichen Folgen von VerstºÇen 

kºnnen f¿r Unternehmen aber genauso gravierend sein.  

Grund daf¿r sind die UnternehmensgeldbuÇe nach 

ÄÄ 30, 130 OwiG und die Mºglichkeit der Einziehung von 

Tatertrªgen. Mithilfe dieser Vorschriften kºnnen die 

Staatsanwaltschaften Unternehmen, in denen Straftaten 

oder Ordnungswidrigkeiten  begangen wurden, zu 

Geldzahlungen verpflichten, die weit ¿ber den 

SCHIFFSPOST 
NEUWERK 

Am 18. Juli 2019 ist das Gesetz gegen illegale Beschªftigung und Sozialleistungsmissbrauch in Kraft getreten. Mit den Vor-

schriften, die in diesem Zuge ins SchwarzArbG eingef¿gt wurden, verstªrkt der Gesetzgeber in erster Linie den Kampf gegen 

Schwarzarbeit und die Hinterziehung bzw. Nichtabf¿hrung von Sozialversicherungsbeitrªgen.  

 

08/2019 



BuÇgeldrahmen der jeweiligen  Verbotsnorm hinausgehen 

kºnnen. Ein Beispiel, um die Brisanz dieses Mechanismus 

zu veranschaulichen: Von dem BuÇgeld in Hºhe von einer 

Milliarde Euro, das VW im Kontext des Dieselskandals 

gezahlt hat, gingen nur f¿nf Millionen Euro auf die 

eigentliche BuÇnorm zur¿ck, die restlichen 995 Millionen 

Euro wurden als Einziehung von Tatertrªgen ausgestaltet. 

Noch drastischer als Ä 8 Abs. 3 SchwarzArbG ist 

Ä 8 Abs. 1 Nr. 2 StGB in seiner neuen Gestalt, der speziell 

auf die zuvor erwªhnten Subunternehmer-Kontruktionen 

zugeschnitten ist.  Fr¿her war eine BebuÇung hier nur bei 

positiver Kenntnis von gewerbe- oder handwerksrechtlichen 

VerstºÇen des Subunternehmers mºglich.  Nun gen¿gt es, 

wenn der Auftraggeber fahrlªssig nicht weiÇ, dass der 

Subunternehmer diese Vorgaben nicht einhªlt. Wªhrend 

der zuvor geschilderte Ä 8 Abs. 3 SchwarzArbG 

Leichtfertigkeit fordert, ist es hier also einfache 

Fahrlªssigkeit, die f¿r ein BuÇgeld ausreicht. 

Die Verteidigung gegen derartige Fahrlªssigkeitsvorw¿rfe 

ist gegen¿ber der fr¿heren Rechtslage damit erheblich 

erschwert. BuÇgelder lassen sich also nur effektiv 

vermeiden, wenn schon im Vorhinein sichergestellt wird, 

dass im Unternehmen strenge Sorgfaltsregeln beachtet 

werden: Sowohl bei der eigenen Abf¿hrung von 

Sozialversicherungsbeitrªgen, als auch bei der ¦ber-

pr¿fung, dass Subunternehmer ihrerseits keine VerstºÇe 

begehen. 

Da im Zuge der Gesetzesreform auch die Ressourcen und 

Pr¿fbefugnisse der zustªndigen Sondereinheit des Zolls 

(ĂFinanzkontrolle Schwarzarbeitñ) erweitert wurden, sind 

groÇ angelegte Ermittlungen in allen Risikobranchen zu 

erwarten. Eine schnelle Umsetzung der Leitlinien ist also 

ratsam. 

 

 

 

I 
m Ergebnis 

r¿cken Schwarzarbeit und Scheinselbststªndigkeit 

damit wieder in den Fokus der Compliance-Praxis. 

Ein modernes Compliance-Management-System muss 

neben den klassischen Themenbereichen der Compliance 

auch verstªrkt auf die Einhaltung arbeits- und 

sozialversicherungsrechtlicher Vorschriften achten ð 

insbesondere, wenn mit Subunternehmern kooperiert wird.  
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